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V o n  D r .  A l e x a n d e r  N a t z

Kürzlich gab die AOK Baden-Württem-
berg bekannt, dass die 16 Allgemeinen
Ortskrankenkassen mit pharmazeuti-
schen Unternehmen Arzneimittelrabat-
te nach § 130a Abs. 8 SGB V vereinbart
haben. Danach wurden mit elf Herstel-
lern für insgesamt 43 Wirkstoffe und
Kombinationen Rabattkonditionen
festgelegt, die bis zu 37 Prozent unter
dem gegenwärtigen Apothekenver-
kaufspreis liegen. Der AOK Bundesver-
band rechnet nun mit Einsparungen im
zweistelligen Millionenbereich. So
müsse die AOK etwa für den Blutfett-
senker Simvastatin in Zukunft rund ein
Fünftel weniger zahlen als bisher.

Was für die Krankenkassen kurzfris-
tig positive Effekte in Form eines er-
heblichen Einsparpotenzials haben
kann, kann gerade für mittelständische
Pharmaunternehmen schnell zur Exis-
tenzbedrohung werden. Besonders
große Krankenkassen können ange-
sichts ihrer Nachfragemacht die Her-
steller ohne weiteres zu erheblichen
Preisnachlässen drängen. Nach den

Berechnungen der Pharmaverbände re-
präsentieren etwa die AOKen einen An-
teil von rund 40 Prozent am GKV-Ver-
ordnungsvolumen, so dass von der
Ausschreibung der ursprünglich 89
Wirkstoffe ein jährliches Beschaffungs-
volumen von rund drei Milliarden Euro
betroffen war. Daher stellt sich die Fra-
ge, ob den Herstellern – neben der Be-
teiligung an den Ausschreibungen –
andere Handlungsalternativen zur Ver-
fügung stehen und welche Rechte sie
im Falle der Nichtberücksichtigung gel-
tend machen können.

Kartell- und
Vergaberecht

Das gemeinschaftliche Vorgehen der
AOKen ist nicht nur vom Bundeskartell-
amt als wettbewerbsschädlich kritisiert
worden. Das Amt hat deutlich auf die
negativen Folgen für die Wettbewerbs-
strukturen im generikafähigen Markt
hingewiesen, die sich aus dem mit ei-
nem Preisdumping einhergehenden
Verdrängungswettbewerb ergeben
können.

Auch bei der Europäischen Kommis-
sion ist derzeit eine Beschwerde an-
hängig, in der eine Verletzung des EG-
Kartellrechts gerügt wird. Den bisheri-
gen Urteilen des EuGH zur Unterneh-
menseigenschaft der Krankenkassen
wird man in der Tat nur begrenzt eine
präjudizierende Wirkung zusprechen
können. So begeben sich die Kranken-
kassen schon nach der Gesetzesbe-
gründung beim Abschluss der Rabatt-
verträge auf eine „Verhandlungsebe-
ne“ mit den Herstellern. Da der Gesetz-

geber den Kassen dabei einen absolu-
ten Verhandlungsspielraum überlässt,
handeln diese nicht hoheitlich, son-
dern als Unternehmen im Sinne des
EG-Kartellrechts.

Daneben wird in Zukunft auch das
nationale Kartellrecht wieder ein Kor-
rektiv für das Verhalten der Kranken-
kassen darstellen. Nachdem das Bun-
deskartellamt auf die negativen Folgen
des gegenwärtig geltenden Anwen-
dungsausschlusses des nationalen Kar-
tellrechts durch § 69 SGB V hingewie-
sen hat, wird der Gesetzgeber diese
Vorschrift im Zuge des GKV-Wettbe-
werbsstärkungsgesetzes ändern. Zwar

sollen demnächst nur die Vorschriften
zur Marktbeherrschung sowie zum Dis-
kriminierungs- und Boykottverbot (§§
19 bis 21 GWB) und nicht das Verbot
wettbewerbsbeschränkender Vereinba-
rungen (§ 1 GWB) anwendbar sein.
Trotzdem erlangt auf dem Gebiet der
GKV das nationale Kartellrecht wieder
eine eigenständige Bedeutung neben
dem EG-Kartellrecht.

Sofern die Gerichte die Unterneh-
menseigenschaft der Kassen dennoch
verneinen sollten, kommt zudem ein
vergaberechtlicher Rechtsschutz für
die Anbieter in Betracht. Die Anwend-
barkeit des Vergaberechts ist durch
§  69 SGB V nicht ausgeschlossen, da
das GWB in dieser Hinsicht EG-Richtli-
nien umsetzt, deren Geltung nicht zur
Disposition des nationalen Gesetzge-
bers steht. Die Tatsache, dass die Aus-
schreibungspflicht der Krankenkassen
bei Rabattverträgen nicht – wie zu-
nächst beabsichtigt – im GKV-WSG auf-
genommen wurde, bedeutet daher
nicht, dass das Vergaberecht keine An-
wendung findet.

Aktuelle Rechtsprechung
nicht überbewerten

Das Sozialgericht Freiburg hat Anfang
Februar den Antrag eines Arzneimittel-
herstellers abgelehnt, mit dem dieser
den AOKen die gemeinsame Ausschrei-
bung und den gemeinsamen Abschluss
von Rabattverträgen untersagen lassen
wollte. Wenige Tage zuvor hatte die
Vergabekammer Baden-Württemberg
den Nachprüfungsantrag eines Her-
stellers abgewiesen, da der Verfah-

rensweg vor die Vergabekammer nicht
eröffnet sei. Nach § 130a Abs. 9 SGB V
sei bei Streitigkeiten über Rabattver-
träge der Rechtsweg zu den Sozialge-
richten gegeben.

Die Bedeutung dieser Beschlüsse
sollte jedoch nicht überschätzt wer-
den. So hat die Vergabekammer BW nur
ihre Unzuständigkeit festgestellt aber
nicht über den Sachverhalt an sich ent-
schieden. Gegenstand des Beschlusses
des SG Freiburg war nicht die vergabe-
rechtliche Zulässigkeit der AOK-Aus-
schreibung, sondern nur deren Verein-
barkeit mit dem EG-Kartellrecht und
dem Grundgesetz. Aus verfahrens-
rechtlichen Gründen wurde der Sach-
verhalt zudem nur im Wege einer sum-
marischen Prüfung beurteilt. Auch
konnten in diesem Verfahren noch
nicht die beabsichtigten Änderungen
in § 69 SGB V berücksichtigt werden.

Eine abschließende juristische Be-
wertung der AOK-Ausschreibung durch
deutsche und europäische Gerichte so-
wie durch die EU-Kommission steht
noch aus. Das Vorgehen der AOKen hat
gezeigt, dass eine kartell- oder verga-
berechtliche Kontrolle der Ausschrei-
bung von Rabattverträgen dringend
erforderlich ist. Die durch die Aus-
schreibung beabsichtigten Preissen-
kungen wären nicht Ausfluss einer frei-
en Willensbildung der Generikaherstel-
ler, sondern ausschließlich die Konse-
quenz der gezielt eingesetzten Nach-
fragemacht der Krankenkassen. Das
Vorgehen der AOKen widerspricht da-
mit eindeutig den Vorgaben des Kar-
tellrechts.

§ 69 SGB V bringt künftig kartellrechtliche Grundsätze in der Gesetzlichen Krankenversicherung zur Anwendung 
BONN. Hinsichtlich der Regelung der
Vertragsbeziehungen zwischen Kran-
kenkassen und Pharmaindustrie er-
langt das nationale Kartellrecht
durch die Neufassung des § 69 SGB V
im GKV-WSG wieder eine eigenstän-
dige Bedeutung neben dem EG-Kar-
tellrecht. Die Rechtsschutzmöglich-
keiten pharmazeutischer Unterneh-
men vor den Sozialgerichten werden
damit deutlich erhöht.

Hersteller bekommen mehr Rechtsschutz bei Rabattverträgen
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Das geht aus dem Anfang Februar ver-
öffentlichten fünften Präventionsbe-
richt hervor, den der Medizinische
Dienst der Spitzenverbände der Kran-
kenkassen (MDS) herausgibt.

Demnach haben 2005 rund 1,2 Milli-
onen Menschen Vorsorgekurse be-
sucht. 2004 seien es knapp 803 000
Teilnehmer gewesen. Über Kindergär-
ten und Schulen seien rund zwei Millio-
nen Jugendliche für Präventionsmaß-
nahmen erreicht worden, über die be-
triebliche Gesundheitsförderung rund
606 000 Berufstätige.

Das gewachsene Engagement der
GKV in Sachen Prävention spiegelt sich
auch in der Ausgabenentwicklung wi-
der: Von 2000 bis 2005 haben sich die
Gesamtausgaben der GKV für Primär-
prävention und Betriebliche Gesund-
heitsförderung den Angaben zufolge
von 43 Millionen auf knapp 180 Millio-
nen Euro mehr als vervierfacht.

Die GKV-Spitzenverbände forderten
„die Verantwortlichen in Bund und
Ländern auf, sich nicht aus diesem Be-
reich zurückzuziehen, sondern ihr ei-
genes Engagement für die Prävention
ebenfalls auszubauen“.

Kassen lassen sich
Prävention immer
mehr kosten
SIEGBURG (eb). Die gesetzlichen
Krankenkassen verstärken ihre An-
strengungen auf dem Gebiet der Prä-
vention. 2005 wurden nach Angaben
der Spitzenverbände der Krankenkas-
sen rund 3,8 Millionen Menschen mit
Maßnahmen der Primärprävention
und der Betrieblichen Gesundheits-
förderung (BGF) erreicht. Gegenüber
2004 sei dies ein Zuwachs von zwölf
Prozent.

In mehreren Kapiteln des Hörbuches
geht es auch über die Aussagekraft von
Studien. Ziel sei allerdings nicht, Phar-
mavertreter „zu unerwünschten Perso-
nen“ in den Praxen zu machen, stellte
Dr. Gerd W. Zimmermann, Vize-Chef der
KV Hessen, bei der Vorstellung des Pro-
jektes in Frankfurt fest. Es gehe viel-
mehr darum, dass Ärzte den Pharma-
vertretern auf Augenhöhe begegnen.
„Der Arzt ist der Fachmann, nicht die
Marketing-Fachleute der Pharmaindus-
trie“, sagte Zimmermann.

Mit dem Projekt haben sich KV und
AOK nach eigenem Bekunden zum Ziel
gesetzt, „die Versorgungsqualität der
Versicherten in Hessen dadurch zu
steigern, dass Ärzte und Patienten un-
abhängig über Arzneimittel informiert
werden“. Nur mit harten Fakten seien
Ärzte in der Lage, dem Marketingdruck
der Pharmaindustrie wirksame Argu-
mente entgegenzusetzen, so Zimmer-
mann.

Im Januar hatten AOK und KV eine
Umfrage unter 8000 Ärzten gestartet,
knapp 1200 Niedergelassene hatten
sich daran beteiligt. Eines der Ergeb-
nisse: 70 Prozent der Befragten sind
dafür, von der AOK über die Verkaufs-

strategien der Arzneimittelhersteller
unterrichtet zu werden.

Damit Ärzte aus Sicht von AOK und
KV möglichst rational und wirtschaft-
lich verordnen, werden sie speziell ge-
brieft: Ärzte bekommen in einem
Schreiben mehrere Alternativen zu ei-
nem Wirkstoff gezeigt. Im Anhang wer-
den ihnen dann Namen von AOK-Pati-
enten genannt, denen sie bislang das
teure Medikament verordnet haben.
„Das Ganze ist verbunden mit dem Vor-
schlag, die Medikation zu überden-
ken“, sagte AOK-Hauptabteilungsleiter
Peter Litzinger. Der Vorteil für Ärzte:
„Sie müssen keine Angst vor Wirt-

schaftlichkeitsprüfungen haben, wenn
sie die kostengünstigen Alternativen
verschreiben“, so Litzinger. AOK und
KV hoffen, auf diese Weise Arzneimit-
telausgaben senken zu können. Ge-
plant ist, die Ärzte an den Einsparun-
gen zu beteiligen. Unter anderem sol-
len Qualitätszirkel zur Pharmakothera-
pie unterstützt werden.

Gelingt es Ärzten, Patienten auf ein
preisgünstiges Medikament umzustel-
len, sollen sie extrabudgetär 20 Euro
pro Jahr und Patient bekommen. Das
sei aber kein Bonus, wie ihn das AVWG
vorsieht, so Zimmermann: „Es ist eine
Aufwandsentschädigung“.

Die Kritiker des Projektes kommen
aus den eigenen Reihen der KV, „es
sind vor allem Fachärzte, die dagegen
sind“, sagt Zimmermann. Viele Haus-
ärzte seien dafür. Gegenwind kommt
zudem von Hessens Sozialministerin
Silke Lautenschläger (CDU). Sie wies
darauf hin, dass die Pharmaindustrie
viele Arbeitsplätze in Hessen sichere.
Und auch die Landesärztekammer will
das Projekt kritisch begleiten. Nur auf
die Arzneimittelhersteller zu schimp-
fen, sei nicht fair, sagt Kammerchefin
Dr. Ursula Stüwe. Marketing sei das gu-
te Recht eines jeden Wirtschaftsunter-
nehmens.

KV Hessen und AOK wollen Ärzte für Besuche von Pharmareferenten wappnen – „Gespräch auf Augenhöhe“

Hörbuch gegen Marketingstrategien
FRA N K FURT / M (ine). Hessens Ver-
tragsärzte sollen erfahren, „welche
ausgefeilten Strategien“ Außen-
dienstmitarbeiter der Pharmaindust-
rie verfolgen. Dazu hat die KV Hessen
ein Hörbuch herausgegeben. Es ist
Teil eines vor sechs Monaten gestar-
teten Arzneimittelmanagement-
Projektes mit der AOK. Motto:
„Mehr Medizin, weniger Pillen“.

Gespräch zwischen Arzt und Pharmareferent: KV Hessen und AOK wollen dabei ein Wörtchen mitreden. Foto: Rose
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